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indem diese Befugnis gewissermaßen als Oberbegriff gegen­
über den beiden anderen Alternativen angesehen wird. 
Tätern nach dieser Alternative obliegen in aller Regel 
gegenüber dem sozialistischen Eigentum keine Verfügungs­
oder Verwaltungsbefugnisse. Sie wirken jedoch durch ihre 
spezifische Tätigkeit indirekt auf das sozialistische Eigen­
tum ein, wobei sie dessen Vermögensinteressen wahrzu­
nehmen haben (z. B. Gutachter im Zusammenhang mit 
der Vorbereitung wirtschaftlicher Entscheidungen, Leiter 
von Importausschüssen bzw. Verhandlungskollektiven im 
Außenhandel). In Betracht kommen aber auch solche Funk­
tionen wie Revisoren.

Bei Untreuehandlungen im Bereich der Volkswirtschaft 
ist stets zu prüfen, ob negative Auswirkungen auf den 
Ablauf ökonomischer Prozesse bzw. andere negative wirt­
schaftliche Folgen eingetreten sind. So wird Untreue in 
Tateinheit mit Vertrauensmißbrauch dann vorliegen, wenn 
der Angriff auf das sozialistische Eigentum gleichzeitig 
auf die Herbeiführung eines bedeutenden wirtschaftlichen 
Schadens gerichtet war bzw. wenn sich der Täter mit 
einem solchen Schaden bewußt abgefunden hatte. Es ist 
allerdings zu beachten, daß ein bloßer Substanzverlust am 
sozialistischen Eigentum in einer bestimmten Höhe nicht 
in jedem Fall ein bedeutender wirtschafticher Schaden zu 
sein braucht. Die wirtschaftlich negativen Auswirkungen 
der Schädigung des finanziellen Fonds müssen im Einzel­
fall aufgeklärt und festgestellt werden.6

Tateinheit zwischen Untreue und anderen Eigentums­
delikten (§§ 158, 159, 163, 164 StGB) kann dann gegeben 
sein, wenn Charakter und Schwere des strafbaren Han­
delns durch die alleinige Anwendung des Tatbestands der 
Untreue nicht erfaßt werden können. Tateinheit liegt zwi­
schen Untreue und Betrug vor, wenn der Täter zur Reali­
sierung einer Entscheidung zur persönlichen Bereicherung 
noch andere Entscheidungsbefugte täuscht (z. B., wenn ein 
entscheidungsbefugter leitender Mitarbeiter eines VEB den 
ungerechtfertigten Verzicht auf die Durchsetzung einer 
Schadenersatzforderung gegen einen im Betrieb beschäf­
tigten, mit ihm befreundeten Mitarbeiter verfügt und sich 
dazu durch eine unwahre Darstellung der Gründe und Zu­
sammenhänge die Zustimmung des Betriebsleiters er­
schleicht).

Zu den Verbrechen zum Nachteil 
sozialistischen Eigentums

Die Gerichte gehen richtig davon aus, daß eine schwere 
Schädigung des sozialistischen Eigentums i. S. des § 162 
Abs. 1 Ziff. 1 StGB vorliegt, wenn durch eine oder mehrere 
Diebstahls-, Betrugs- oder Untreuehandlungen eine beacht­
liche Störung der Eigentumsverhältnisse und Schmälerung 
der Eigentumssubstanz verursacht wurde. Sie sehen die 
schwere Schädigung als gegeben an, wenn der durch die 
Straftaten herbeigeführte Schaden etwa 10 000 M beträgt.7 
Diese Orientierungsgröße entspricht nach wie vor den 
gesellschaftlichen Notwendigkeiten und trägt § 1 Abs. 3 
StGB Rechnung, wonach Verbrechen gesellschaftsgefähr­
liche Straftaten sind, die eine schwerwiegende Mißachtung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit darstellen.

Mitunter wird jedoch nicht beachtet, daß zusätzliche 
Schäden, die z. B. durch Gewaltanwendung bei einem 
Diebstahl oder durch Ausfall von Umsatz infolge erforder­
licher zeitweiser Schließung von Verkaufseinrichtungen 
entstanden sind, bei der Beurteilung der schweren Schä­
digung nicht mit in Ansatz gebracht werden dürfen, denn 
diese Schäden wurden nicht durch die Eigentumsstraftat 
selbst herbeigeführt.8 Ebenso ist die Addition des von 
einem Täter verursachten Schadens am sozialistischen und 
persönlichen Eigentum nicht zulässig, weil die Einschätzung 
als eine schwere Schädigung für die Angriffe auf die jewei­
lige Eigentumsform gesondert vorgenommen werden muß.

Eine beabsichtigte zeitweilige Schädigung des sozialisti­
schen Eigentums unterscheidet sich qualitativ von solchen

Handlungen, bei denen es dem Täter um die endgültige 
Veränderung der Vermögensverhältnisse geht. Unter Be­
rücksichtigung aller Tatumstände kann daher in solchen 
Fällen trotz einer vorübergehenden Schadenssumme von 
über 10 000 M die Anwendung des § 62 Abs. 3 StGB mög­
lich sein.

Die Praxis zeigt, daß die Gerichte dem Nachweis der 
Schuld der Täter große Bedeutung beimessen. Sie lassen 
sich davon leiten, daß der Vorsatz die schwere Schädigung 
des sozialistischen Eigentums umfassen muß. Der Vorsatz 
wird dabei nicht schon dadurch ausgeschlossen, daß sich 
der Täter den konkreten Umfang der schweren Schädi­
gung sowohl bei einmaliger Handlung als auch bei mehr­
fachen Handlungen nicht im Sinne einer ziffernmäßigen 
Berechnung bewußt macht. Entwendete z. B. der Täter aus 
einem Museum Ausstellungsstücke im Werte von' über 
10 000 M, deren Wert er nicht exakt zu beziffern vermochte, 
wird unter Berücksichtigung insbesondere des Umstands, 
daß sich in einem Museum Gegenstände von kulturhisto­
rischer Bedeutung befinden, davon ausgegangen werden 
können, daß sich der Täter mit einem solchen hohen Scha-, 
den bewußt abfand. Wurde durch eine unbestimmte Viel­
zahl von Handlungen mit unterschiedlichen Schäden ein 
Vermögensschaden von über 10 000 M verursacht, wird 
unter Beachtung des Umstands, daß sich der Täter maßlos 
bereichern wollte, auch davon ausgegangen werden kön­
nen, daß der Täter einen schweren Schaden beabsichtigte.

Sind im Einzelfall im Ergebnis der Tat zugleich weitere 
über die Schädigung durch Diebstahl, Betrug oder Untreue 
hinausgehende negative materielle Auswirkungen ver­
ursacht worden, die für die Charakterisierung des straf­
baren Verhaltens und für die Strafzumessung von Bedeu­
tung sind, ist die tateinheitliche Anwendung der Bestim­
mungen über die vorsätzliche Beschädigung sozialistischen 
Eigentums (§§163, 164 StGB), den Vertrauensmißbrauch 
(§ 165 StGB) und die Wirtschaftsschädigung (§ 166 StGB) 
zu prüfen.

Die Gerichte beachten, daß unter Berücksichtigung der 
Erscheinungsformen der Eigentumskriminalität und der 
Notwendigkeit ihrer wirksamen Bekämpfung der Anwen­
dung des §162 Abs. 1 Ziff. 2 StGB wachsende Bedeutung 
zukommt. Dieser Tatbestand setzt voraus, daß die im 
Gesetz genannten Gründe für den Zusammenschluß, die 
Ausnutzung der beruflichen Tätigkeit oder das Ziel, wie­
derholt Straftaten gegen das Eigentum zu begehen, sich 
in wenigstens einer Tat objektiviert.

Soweit es die Ausnutzung der beruflichen Tätigkeit 
betrifft, wird nicht immer ausreichend begründet, daß die 
Täter übereinkamen, zwischen ihnen in der täglichen Ar­
beit bestehende berufsbedingte Beziehungen oder wenig­
stens einem Täter eingeräumte Befugnisse auszunutzen, 
um die Tat zu realisieren, oder berufliche Kenntnisse zu­
mindest eines Mitwirkenden für das kriminelle Handeln 
einzusetzen. Zuweilen wird auch übersehen, daß die wie­
derholte Begehung von Straftaten gegen das sozialistische 
Eigentum gegeben ist, wenn zunächst nur eine Tat be­
absichtigt war, nach ihrer erfolgreichen Durchführung aber 
weitere begangen werden sollten. Der verbrecherische Zu­
sammenschluß i. S. des § 162 Abs. 1 Ziff. 2 StGB erfordert 
schließlich bestimmte Merkmale der Organisiertheit wie 
ausdrückliche oder stillschweigende Verständigung über die 
Ziele des Handelns, eine gewisse Planung hinsichtlich Ort, 
Zeit sowie Art und Weise der Begehung, Aufgabenvertei­
lung und ähnliche Merkmale der Handlung, die das Gesell­
schaftsgefährliche des Angriffs auf das sozialistische Eigen­
tum deutlich machen. Das so bewußt aufeinander abge­
stimmte Tun mehrerer unter Ausnutzung der beruflichen 
Tätigkeit bzw. zur wiederholten Tatbegehung, das sich in 
den Teilnahmeformen des § 22 StGB vollzieht, qualifiziert 
das strafrechtlich relevante Handeln jedes Teilnehmers so, 
daß jeder Mitwirkende als Täter zur Verantwortung zu 
ziehen ist. Unabhängig davon sind in den Urteilsgründen 
für jeden Täter die Teilnahmeformen zu begründen.


